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die 30-Jährige. Zwar gebe es Fort-
schritte wie die geplante Einfüh-
rung von Jugend-Checks, wonach
alle Gesetzesvorlagen auf ihre
Auswirkungen speziell auf junge
Menschen geprüft werden sollen.
Doch insgesamt würden Kinder
und Jugendliche immer noch zu
wenig einbezogen in politische
Entscheidungsprozesse, moniert
Lettenbauer. „Wir sollten darauf
achten, dass wir mit den jungen
Menschen entscheiden – und
nicht über sie hinweg.“

Tatsächlich fehle es oftmals an
geeigneten Methoden und Forma-
ten, um Kinder und Jugendliche
bei politischen Entscheidungen
mitreden zu lassen, kritisiert Ex-
pertin Eva Feldmann-Wojtachnia.
Vieles beschränke sich auf Aktio-
nismus und „Instant-Partizipati-
on“, wie sie es nennt. „Da werden
– gerne kurz vor einer Wahl – jun-
ge Leute angesprochen und nach
ihrer Meinung gefragt. Doch was
die Jugend wirklich will, ist dauer-
haft mitreden und vor allem: mit-
entscheiden.“

Jungen Leuten zuhören

Um junge Menschen wirklich
zu beteiligen, müsse man sie ernst
nehmen und ihnen auf Augenhö-
he begegnen. Außerdem brauche
es Anreize, Begleitung und die
Möglichkeit zur Projektarbeit.
„Denn viele junge Menschen wol-
len sich heute nicht mehr dauer-
haft an eine Partei oder Gruppie-
rung binden“, sagt Eva Feld-
mann-Wojtachnia. Sie plädiert
dafür, politische Bildungsarbeit
breiter aufzustellen und in Insti-
tutionen zu verankern, allen vo-
ran in Schulen. „Denn da zeigt
sich, dass das wirklich funktio-
niert und alle Jugendlichen ange-
sprochen werden.“

Ob ein Absenken des Wahlal-
ters dabei helfen könnte, junge
Menschen im Freistaat besser
einzubinden? „Aus meiner Sicht
ist das ein überfälliger Schritt“,
sagt Eva Feldmann-Wojtachnia.
„Und es wäre auch ein aussage-
kräftiges Signal an die Jugend.“
Als Allheilmittel dürfe man das
Wählen mit 16 jedoch nicht ver-
klären, warnt die Expertin. Sie
betont: „Ich würde mir wün-
schen, dass ein solcher Schritt
einhergeht mit einem ganzen Pa-
ket zur politischen Bildungsar-
beit.“ > PATRIK STÄBLER

Etwas anders sieht das der ju-
gendpolitische Sprecher der CSU-
Fraktion, Matthias Enghuber. Er
verweist zum einen auf die Ju-
gendverbände der Parteien, „wo
man mitarbeiten kann und wirk-
lich gehört wird“. Zum anderen
habe die Staatsregierung im Vor-
jahr einen Fokus auf die politische
Partizipation von Jugendlichen
auf kommunaler Ebene gelegt. In
der Folge seien vielerorts neue Ju-
gendvertretungen gegründet wor-
den. Dazu komme die Möglich-
keit für junge Menschen, sich über
Verbände und Vereine einzubrin-
gen, sagt Enghuber. Er ist über-
zeugt: „Mit dem Werkzeugkasten,
den wir jetzt haben, kann ein gro-
ßer Teil der Jugend erreicht wer-
den.“

Anders klingt das bei Eva Let-
tenbauer, Vorsitzende der bayeri-
schen Grünen und jugendpoliti-
sche Sprecherin der Landtagsfrak-
tion. „Jugendliche in Bayern blei-
ben bei politischen Entscheidun-
gen zu häufig außen vor“, moniert

künftige Herausforderungen zu
lösen. Und: Weniger als ein Drittel
der junge Menschen hat das Ge-
fühl, Politik beeinflussen zu kön-
nen.

Diese verbreitete Frustration
über die eigene Machtlosigkeit
verwundere ihn nicht, sagt Arif
Taşdelen, jugendpolitischer Spre-
cher der SPD-Landtagsfraktion.
Zwar gebe es die Jugendverbände
der Parteien, in denen sich einige
junge Menschen engagieren.
„Aber die große Masse ist von den
politischen Prozessen komplett
abgehängt, da gibt es null Berüh-
rungspunkte“, so Taşdelen. Wobei
es auch an den Parteien liegt, jun-
ge Leute für ihre Jugendverbände
zu begeistern.

Taşdelen kritisiert: Die Koaliti-
on aus CSU und Freien Wählern
stehe auf der Bremse. „Es ist viel
angekündigt worden, aber wenig
passiert. Jugendpolitisch sind wir
die letzten vier Jahre nicht voran-
gekommen, und das frustriert vie-
le junge Menschen.“

tont: „Junge Menschen lassen sich
nicht auf ein einziges Interessenge-
biet festnageln. Vielmehr zeigen
Studien, dass sie sich für alle The-
menbereiche interessieren – auch,
wenn es beispielsweise um Sicher-
heitspolitik und die Lieferung von
Kampfpanzern in die Ukraine
geht.“ Grund für das gestiegene In-
teresse seien nicht zuletzt die Kri-
sen der vergangenen Jahre, sagt
Eva Feldmann-Wojtachnia. „Wir
erleben eine wachgerüttelte Ge-
sellschaft. Und gerade junge Men-
schen machen sich ernsthaft Sor-
gen um die Zukunft.“

Diese Ängste der Jugend und
ihre Unzufriedenheit mit der größ-
tenteils von älteren Menschen ge-
prägten Politik bestätigen auch
Umfragen. So glauben laut einer
Studie der Vodafone Stiftung nur
8 Prozent der 14- bis 24-Jährigen,
dass es ihren Kindern einmal bes-
ser gehen wird als ihnen. 75 Pro-
zent erleben die Demokratie in
Deutschland demnach als zu
schwerfällig, um aktuelle und zu-

cher Jugendvertretungen gibt es
inzwischen in Bayern.

Am augenfälligsten ist die Politi-
sierung der Jugend jedoch abseits
der Parlamente und Gemeinderä-
te. So waren es vor allem junge
Menschen, die in den vergangenen
Jahren unter anderem gegen struk-
turellen Rassismus, das neue EU-
Urheberrecht und allen voran für
eine andere Klimapolitik protes-
tiert haben. Allein die Bewegung
Fridays for Future brachte Hun-
derttausende Kinder und Jugendli-
che auf die Straße. Und auch die
Mitglieder der Letzten Generation,
die mit ihren Aktionen aktuell für
Schlagzeilen sorgen, sind größten-
teils jüngeren Alters.

Das Politikinteresse der Jugend
allein auf den Klimawandel zu be-
schränken sei jedoch falsch, sagt
Eva Feldmann-Wojtachnia. Sie lei-
tet am Centrum für angewandte
Politikforschung der Ludwig-Ma-
ximilians-Universität München
die Forschungsgruppe Jugend und
Europa. Feldmann-Wojtachnia be-

Nach Nichtraucherschutz, Stu-
diengebühren und „Rettet die

Bienen!“ bahnt sich in Bayern ein
weiteres Volksbegehren an – und
zwar zur Absenkung des Wahlal-
ters bei Landtags- und Kommu-
nalwahlen von 18 auf 16 Jahre.
„Vote 16“ heißt das Bündnis, das
sich dieses Ziel auf die Fahnen ge-
schrieben und laut Mitgründer
Franz Wacker bereits Grüne, SPD,
FDP und diverse Organisationen
hinter sich geschart hat.

„Das Besondere an unserer Ini-
tiative ist, dass wir parteiübergrei-
fend sind und viele verschiedene
Gruppen mit im Boot haben“, sagt
der Vorsitzende der Katholischen
Landjugendbewegung (KLJB) in
Bayern. Dem 23-Jährigen zufolge
wird das Bündnis im Februar mit
dem Sammeln der nötigen 25 000
Unterschriften beginnen. In den
folgenden Monaten solle die De-
batte übers Wählen ab 16, das an-
dere Bundesländer bereits einge-
führt haben, dann Fahrt aufneh-
men, „pünktlich zur heißen Phase
des Landtagswahlkampfs“, sagt
Franz Wacker. Er glaubt, dass eine
Absenkung des Wahlalters nur
über ein Volksbegehren zu errei-
chen ist. Die CSU lehnt das An-
sinnen ab und hat in den vergan-
genen Jahren diverse Vorstöße im
Landtag blockiert.

Dass die Jugend in Bayern beim
Thema Wahlrecht gerade jetzt
ernst macht, kommt nicht von un-
gefähr. Vielmehr ist die Initiative
nur einer von mehreren Fingerzei-
gen, die auf ein gestiegenes Inte-
resse junger Menschen an der Po-
litik hindeuten. Und: auf ihren
Wunsch nach mehr politischer
Teilhabe. Passend dazu lautet der
Untertitel der jüngsten Shell Ju-
gendstudie: „Eine Generation
meldet sich zu Wort.“ Demnach
interessieren sich 41 Prozent der
12- bis 25-Jährigen für Politik –
deutlich mehr als noch bei frühe-
ren Untersuchungen.

Von Zukunftsangst geplagt

Und so erstaunt es nicht, dass
bei der vergangenen Bundestags-
wahl die Wahlbeteiligung in kei-
ner Altersgruppe so stark anstieg
wie bei den unter 30-Jährigen. Da-
rüber hinaus lässt sich auch auf
kommunaler Ebene beobachten,
dass die Zahl von Jugendräten, Ju-
gendparlamenten und Jugendfo-
ren stetig zunimmt. Circa 120 sol-

Eine parteiübergreifende Initiative will das Wahlalter auf 16 Jahre senken – dabei könnten Parteien junge Leute auch für ihre Jugendorganisationen begeistern und sie anhören

Das Politikinteresse der Jugend wächst – was jetzt?

Bisher können Jugendliche ihr Votum nur bei U18-Wahlen abgeben – diese sind unverbindlich und werden vom Kreisjugendring organisiert. DPA/PUCHNER

Soll das Waffenrecht
verschärft werden?
19. Januar 2023

Kein Zusammenhang
Vielleicht erklärt uns der SPD-

Abgeordnete Stefan Schuster in
seinem Beitrag auch noch, was die
bei den sogenannten Reichsbür-
gern gefundenen Jagdgewehre mit
den von Bundesinnenministerin
Nancy Faeser postulierten und von
ihm bräsig wiederholten „gefährli-
chen kriegswaffenähnlichen halb-
automatischen Waffen“ zu tun ha-
ben? Reiner Populismus.
Christian Kohnert auf Facebook

Keine Reaktion
Der Entwurf ist wesentlich älter
als zwei Monate und ist daher
weder eine Reaktion auf die Sil-
vesternacht in Berlin noch eine
Reaktion auf die Reichsbürger.
Zumal die ja den Behörden offen-
sichtlich bekannt waren, da eine
Razzia sonst nicht hätte stattfin-
den können. Demnach haben
ebenfalls genug Informationen
vorgelegen, um entsprechenden
Personen die waffenrechtlichen
Erlaubnisse abzuerkennen. Diese
gesamte Kette an angeblichen Be-
gründungen ist so lächerlich.
Daniel Fraske auf Facebook

Die Redaktion behält sich vor,
Beiträge zu redigieren und zu kürzen.

Sterbende Innenstädte
suchen neues Leben
26. Januar 2023

Mangelhafte Corona-Hilfen
Die Corona-Hilfen waren nicht
wirklich Hilfen. Denn von unbü-
rokratisch und schnell merke ich
als Betroffene nach drei Jahren
nichts. Viele, die sich mit den Un-
terlagen herumstreiten mussten,
haben schließen müssen. Von den
anderen verlangt man jetzt die
Rückzahlung der Corona-Hilfen.
Sonja Patzelt-Schauer auf Face-
book

Kein Verlass auf den Markt
Sieht doch nicht so aus, als ob der
Markt alles regeln würde.
Christian Reischl auf Facebook

Es braucht mehr Parkplätze
Dass das Aussperren des Autover-
kehrs mit schuld am Leerstand in
so mancher Altstadt oder Innen-
stadt ist, ist doch nichts Neues.
Wenn man sämtliche Parkplätze
um die Fußgängerzonen außen he-
rum wegfallen lässt, werden größe-
re Einkäufe oder schwere Produkte
nur noch auf der grünen Wieseoder
gleich online erledigt. Einkäufe ab
einem bestimmten Umfang
schleppt niemand in die U-Bahn
oder in den Bus. Und nur allein von
Künstlerateliers, Cafés und „Be-
gegnungsräumen“ kann kein Ge-
meinwesen leben.
Markus Grill auf Facebook

Elternverband
schämt sich für Söders
Lehrerkampagne

1. Februar 2023

Mär vom Länderfinanzausgleich
Dass sich Bayern nur wegen der
Länderfinanzausgleichmittel vom
reinen Agrarstaat zum Industrie-
staat entwickelte, ist eine Mär. Bay-
ern erhielt in den ersten 30 Jahren
seit Bestehen des Finanzausgleichs
durchgehend Zahlungen hieraus,
das stimmt. Aber man muss auch
die Zahlen betrachten: Bayern er-
hielt insgesamt rund 3 Milliarden
Euro in 30 Jahren, also durch-
schnittlich rund 100 Millionen
Euro pro Jahr für über zehn Millio-
nen Einwohner. Allein damit eine
Industrialisierung zu zimmern,
wäre wohl mehr als ein Wunder ge-
wesen. Heute zahlt Bayern nahezu
das Hundertfache, also fast 10 Mil-
liarden Euro pro Jahr in den Fi-
nanzausgleich – insgesamt schon
weit über 100 Milliarden Euro an
Länderfinanz- und Umsatzsteuer-
vorwegausgleich mehr, als es je er-
halten hat. Mit diesem Geld hätte
Bayern tatsächlich mehr Möglich-
keiten, die Themen Bildung,
Wohnraum, Infrastruktur und
Energiewende ganz anders anzu-
packen. Bayern war lange kein
klassisches Industrieland, da es
kaum industrielle Rohstoffe besaß.
Michael Zeintl auf Facebook

MEINUNGSFORUM

Söder hatte bei der Klausur der
CSU-Landtagsfraktion angekün-
digt, dem heimischen Mangel
auch dadurch begegnen zu wol-
len, indem in anderen Bundeslän-
dern auf die Vorzüge Bayerns hin-
gewiesen werde. Dies hatte auch
in anderen Bundesländern Kritik
hervorgerufen. > DPA

Not, im einst naseberümpften baye-
rischen Ausland nach Lehrkräften
zu angeln“, heißt es in einem offe-
nen Brief des Elternverbands BEV.
Bildungsforscher Dirk Zorn von
der Bertelsmann Stiftung kritisierte
Söders Vorstoß gegenüber der
Augsburger Allgemeinen als „un-
verantwortlich“.

Die von Bayerns Ministerpräsi-
dent Markus Söder (CSU) ange-
kündigte Abwerbeaktion von Lehr-
kräften aus anderen Bundesländern
stößt auf Kritik. „Für die Bildung
anderer Bundesländer hatten Sie
bisher kaum mehr als Geringschät-
zung übrig. Angesichts dessen soll-
ten Sie sich schämen, nun, in der

Bayerischer Elternverband und Bildungsforscher halten nichts von Abwerbeversuchen

Kritik an Söders Lehrkräftekampagne


